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Einleitung
Radfahren wird immer populärer – 
im alltäglichen Berufsverkehr und 
auch in der Freizeit. Radfahren ist 
auch vernünftig: einfach, bequem, 
schnell, obendrein preiswert und 
gesund. Radfahren ist alltäglich 
und ungefährlich.

Radfahrerinnen und Radfahrer 
unterliegen Regeln ─ insbeson-
dere Verkehrsregeln ─, weil sie 
allesamt keine Robinsons auf der 
Insel sind. Solche Regeln sind im 
zwischenmenschlichen Miteinan-
der und insbesondere in dichtem 
Verkehr unumgänglich. Zum aller-
größten Teil sind sie rechtlicher 
Natur. Sie sollen das Miteinander 
erleichtern und vor Verkehrsunfäl-
len schützen.

Einige Rechtsregeln sind anti-
quiert und wirken sich als Schika-
ne für Radfahrer aus. Aber weder 
die Rechtsregeln selber noch die 
ergangene Rechtsprechung und 
die juristische Literatur sind durch-
weg fahrradfahrerfeindlich. Hell-
drivern auf Stahlrössern werden 
jedoch Schranken gesetzt. Schika-
niert wird der rechtstreue Radfah-
rer mehr von den realen Verhält-
nissen auf der Straße als von der 
Rechtsordnung.

So sind es etwa Tiefbauämter und 
Ordnungsämter, die den Radver-
kehr auf Pseudo-Radwege verla-

gern, die man zu Lasten der frü-
heren Gehwege angelegt hat. Tief-
bauämter muten Radfahrern hals-
brecherische Slalomfahrten um 
Poller, Bushaltestellen und reich-
lich verteiltes „Straßenmobiliar“ 
und krass untermaßige Radwe-
ge zu und erzwingen mit skurri-
len Radwegeführungen Umwege. 
Das Tiefbauamt ist es, das bei neu 
gebauten Radwegen oft erst gar 
keine Bauabnahme durchführt, 
sodass Radfahrer schon am Tage 
der Eröffnung baufällige Buckel-
pisten hinnehmen müssen. Die 
Straßenverkehrsbehörden unter-
lassen jahrzehntelang die gesetz-
lich vorgeschriebenen Kontrollen 
der Radwege mit der ausdrück-
lichen Begründung, dergleichen 
könne man nicht leisten. Tiefbau-
ämter und Ordnungsämter machen 
auch übelste Radwege entgegen 
dem geltenden Recht benutzungs-
pflichtig, weil dem Sachbearbeiter 
der zuständigen Behörde das aus 
einem Bauchgefühl heraus entge-
gen jahrzehntelanger Unfallfor-
schung sicherer erscheint als die 
Einhaltung des geltenden Rechts 
oder weil irgendwelche angebli-
chen Sachzwänge gegen die Ein-
haltung des Rechts sprächen. 
Tiefbauämter und Ordnungsäm-
ter schalten absichtlich Rote Wel-
len für Radfahrer und installie-
ren zu ihren Lasten Bettelampeln. 
Sie sind es, die Induktionsschlei-
fen verlegen, die auf Radfahrer 
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schlechterdings nicht ansprechen. 
Tiefbauämter und Ordnungsämter 
richten ausgeklügelte, aber rechts-
widrige Einbahnstraßensysteme 
ein, nur um Kraftfahrern mehr 
(kostenlosen) Parkraum zur Ver-
fügung zu stellen. Bau- und Ord-
nungsämter betrachten Radver-
kehrsanlagen bei der Baustellen-
planung allzu oft als Verfügungs-
masse, die selbstverständlich in 
Anspruch genommen wird und 
missachten dann auch noch die 
Regeln der Baustellenabsicherung. 
Tiefbauämter und Ordnungsäm-
ter dulden es, dass temporäre oder 
gar dauerhafte Verkehrszeichen 
auf Radwegen aufgestellt werden 
oder veranlassen das. Der Bauhof 
ist es, der erst gar keinen Winter-
dienst auf Radwegen einrichtet und 
die Polizei lässt auch noch zu, dass 
Schneeberge entgegen dem gelten-
dem Recht von der allgemeinen 
Fahrbahn und den Gehwegen auf 
die Radwege geschaufelt werden. 
Grünflächenämter lassen Radwege 
von Büschen, Bäumen, Brombeer-
sträuchern und Rosen zuwuchern. 
Polizei und Politessen vernachläs-
sigen den Schutz der Radfahrer, 
wenn sie gegen Raser, Drängler, 
Oberlehrer und Falschparker unter 
den Kraftfahrern kaum etwas 
unternehmen und Ordnungswid-
rigkeiten und Straftaten zu Lasten 
von Radfahrern kaum verfolgen.

Bei Regelverletzungen bedauern 
sich Radfahrer häufig genug als 

die neben Fußgängern schwächs-
te Gruppe der Verkehrsteilnehmer. 
Es dürfte jedoch in jeder Gruppe 
Rücksichtsvolle und Rücksichts-
lose geben – zumal sich viele Bür-
ger mal so und mal anders fortbe-
wegen. Natürlich ist der Radfahrer 
im Falle eines Unfalles schwächer 
als der durch ein bis zwei Tonnen 
Stahl geschützte Autofahrer. Doch 
der parkt ungerührt auf Radwegen, 
weil er Radfahrer gesehen hat, die 
sich ja auch durch Rotlichtverstöße 
oder auf dem Gehweg „ihr Recht 
nehmen“.

Aber auch ganz andere Bereiche 
des Rechts interessieren den Rad-
fahrer: Im Falle eines Unfalles 
interessiert die Haftungsfolge des 
eigenen Tuns, der engagierte Rad-
fahrer fragt nach Möglichkeiten 
der Einflussnahme auf die Stadt-
planung, und wenn man dann das 
Rad noch steuerlich absetzen kann, 
ist das Rad eine „runde Sache“.

Die Vielfalt der behandelten The-
men spiegelt das Bild der Radfah-
rerinnen und Radfahrer wider. Sie 
sind eine wenig homogene Gruppe: 
Anfänger, Kinder, Ältere, Durch-
schnittsfahrer, Gruppen, aber auch 
schnelle Alltagsradfahrer, Kurie-
re, Sportler. Der Bürger, der sein 
Hollandrad an fünf Sonntagen des 
Jahres aus dem Keller holt und 
gemütlich durch die Lande radelt, 
hat wenig gemein mit der Bike-
rin, die ihr 2.500-Euro-Rad täg-
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lich durch den Großstadtdschun-
gel lenkt. Der körperlich vielleicht 
unsicher gewordene Radfahrer 
höheren Alters, der in der Klein-
stadt zum Einkaufen fährt und bei 
jeder Annäherung eines Kfz bremst 
oder gar absteigt, hat andere Inte-
ressen als die verkehrsgewandte 
Radfahrerin, die ein schnelles Fort-
kommen sucht. Aber allen kann ihr 
Rad gestohlen werden, und alle 
haben eventuell schon einmal beim 
Rad- oder Teilekauf „fabrikneuen 
Schrott“ gekauft und es erst nach-
her gemerkt.

Durch das vorliegende Buch 
möchte ich beim juristischen Lai-
en die Kenntnis über die Rechtsre-
geln mehren und um Verständnis 
dafür werben. Es ist für ihn ver-
ständlich geschrieben. Manchem 
Leser, der mit wissenschaftlicher 
Literatur gar nicht vertraut ist, 
werden vielleicht die Urteils- und 
Literaturzitate lästig sein. Sie sol-
len dem Interessierten eine Vertie-
fung ermöglichen. Dadurch dient 
das Buch auch dem mit der Materie 
befassten Juristen als zuverlässiger 
Leitfaden durch die verschiedenen 
betroffenen Gesetze. Es enthält vor 
Gericht verwertbare Auslegungs-
hilfen, Argumente und weiterfüh-
rende Hinweise.

Der gezielte Zugang auf bestimm-
te Information findet sich über das 
Inhaltsverzeichnis und über das 
detaillierte Sachverzeichnis. Der 

überdurchschnittlich interessierte 
Laie sei darauf hingewiesen, dass 
die einschlägige juristische Lite-
ratur in manchen größeren öffent-
lichen Bibliotheken (und in Uni-
versitätsbibliotheken) zur Einsicht-
nahme vorhanden ist. Gesetzes-
texte können in Buchhandlungen 
gekauft werden.

Das Buch soll praxisnah sein. 
Für Anregungen und Kritik bin ich 
daher dankbar. Das Buch erscheint 
nun in dritter Auflage. Das gibt mir 
Gelegenheit, mich an dieser Stelle 
zu bedanken für die Rückmeldun-
gen zur vorangegangenen Auflage.

Seit der Vorauflage gab es zahl-
reiche Gesetzesänderungen. Ver-
kehrsrecht und Steuerrecht sind 
weiterhin eine Spielwiese der 
Gesetzgeber. Im Zivilrecht und 
Strafrecht hat es hingegen nur 
wenige Änderungen gegeben. Die 
StVO ist seit der zweiten Auflage 
von „Recht für Radfahrer“ meh-
rere mal geändert worden, die 
Änderungen betrafen größtenteils 
jedoch nur den Autoverkehr und 
die Befugnisse der Behörden. Grö-
ßere Änderungen in Bezug auf die 
Rechte und Pflichten der Radfah-
rer hat es nicht gegeben. Wie wich-
tig dem Bundesverkehrsministeri-
um der Radverkehr ist, zeigt eine 
Posse aus der Welt der Ministeri-
en: Die vom Bundesverkehrsmi-
nisterium seit 2002 immer wieder 
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angekündigte radverkehrsrelevan-
te StVO-Novelle wurde 2009 ver-
kündet und war seit dem 1. Sep-
tember 2009 in Kraft. Seit dem 
13. April 2010 meinte der Bun-
desverkehrsminister aber, diese 
Novelle sei wegen eines Form-
fehlers nichtig. Das Verkehrsmi-
nisterium stellte seither wieder die 
alte Fassung der StVO auf seiner 
Webseite als die gültige dar, wäh-
rend das Justizministerium weiter-
hin davon ausging, dass die neue 
Fassung galt und diese als die gül-
tige präsentierte. Welche Fassung 
galt, mussten sich die Verkehrs-
teilnehmer selbst aussuchen. Vie-
le Verkehrsbehörden ließen sich 
durch die Unsicherheit bremsen: 
Insbesondere bei der Anordnung 
von Schutzstreifen für Radfahrer 
herrschte große Unsicherheit, was 
nun galt, die Anordnung unter-
blieb dann gleich ganz. Auch, ob 
und wie man freiwilligen Radver-
kehr auf links gelegenen Radwe-
gen erlauben kann, war manchen 
Behörden wegen der ministeria-
len Ansage unklar; die Aufhebung 
illegaler linker Radwegebenut-
zungspflichten unterblieb, unnö-
tige wurden neu angeordnet. Und 
manche Verkehrsbehörde hoffte 
gar darauf, dass mit der Bereini-
gung des Formfehlers auch gleich 
die Anordnung von Radwegebe-
nutzungspflichten erleichtert wer-
de. Sie verweigerten unter Hinweis 
auf die seit April 2010 herrschende 

Rechtsunsicherheit die Aufhebung 
von (schon 1997/98 mit der dama-
ligen StVO-Novelle) rechtswidrig 
gewordenen Benutzungspflichten. 
Bestrebungen des Verkehrsmi-
nisteriums, den Formfehler zeit-
nah zu beheben, waren über lange 
Zeit für die Normadressaten nicht 
erkennbar; statt dessen gab der 
Verkehrsminister inhaltliche Ände-
rungsentwürfe in eine Verbände-
anhörung. Erst zum 1. April 2013 
hat das Bundesverkehrsministeri-
um die von ihm verursachte tota-
le Rechtsunsicherheit durch eine 
neue Novelle beseitigt. Auf diesem 
Stand ist daher auch die 3. Auflage 
von „Recht für Radfahrer“.

Mit der Novelle zum 1. April 
2013 wollte der Verkehrsminister 
Verkehrszeichen in der bis zum 
30. Juni 1992 geltenden Fassung 
wiederbeleben, die allenfalls von 
sehr gut sortierten Verkehrsrechts-
anwälten und einigen wenigen 
Antiquariaten recherchiert werden 
können. Das Vorhaben ist jedoch 
misslungen; die in ihrer Gültig-
keit abgelaufenen Schilder blei-
ben daher ungültig. Das betrifft 
auch zahlreiche Radwegbeschil-
derungen.

Im Juli 2013 gab es dann nach 
jahrelanger Diskussion um die 
Dynamopflicht noch plötzlichen 
Tätigkeitsdrang bei Bundesrat 
und Bundesverkehrsministerium, 
die längst veraltete  Pflicht wurde 
abgeschafft. Aber es wurde eine 
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Regelung verabschiedet, die weder 
die bisher üblichen  Batterie- und  
Akku-Lichter legalisiert noch tech-
nisch sauber definiert, was künftig 
erlaubt sein soll. Die Neuregelung 
gilt seit dem 1. August 2013.

Vor allem gab es in großem 
Umfang neue Rechtsprechung 

einzuarbeiten. Die Gerichte arbei-
ten unablässig an einer Art Strick-
liesel und produzieren und veröf-
fentlichen Urteile zu (fast) allen 
Themen rund um das Rad. Seit der 
Vorauflage konnten so auch einige 
Grundsatzfragen zum Radverkehr 
gerichtlich geklärt werden. ♦
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Wie 
funktioniert 
Recht?

Juristische Laien meinen oft, wenn 
sie eine Gerichtsentscheidung in 
einer Tageszeitung, einer Zeit-
schrift oder einem Buch gefunden 
haben, die dort wiedergegebene 
Aussage sei „Recht“, „ihr Fall“ 
müsse genauso entschieden wer-
den. Vor dieser Annahme kann ich 
nur warnen. Es sei hier deutlich ge-
sagt: Dass eine Frage irgendwann 
irgendwo mal in einer bestimmten 
Weise entschieden worden ist, be-
deutet nicht, dass der eigene ─ ähn-
liche ─ Fall genauso entschieden 
werden muss. Erstens ist das Leben 
viel zu vielgestaltig, als dass der 
eigene Fall einem anderen, schon 
entschiedenen, gleichen könnte. 
Zweitens sind sich Gerichte durch-
aus uneinig in der Auslegung von 
Gesetzen – was sich auch bei gu-
ten Gesetzen nicht vermeiden lässt. 
Wie weit rechts man fahren muss, 
um dem Rechtsfahrgebot zu ge-
nügen: Darauf gibt es keine allge-
mein gültige und immer richtige 
Antwort. Urteile ─ auch von Ober-
gerichten ─ bieten also für spätere 
Fälle nur Argumente, kein binden-
des Präjudiz (zu deutsch: Vorent-
scheidung). Und letztlich erfolgt 

die Wiedergabe eines Urteils in den 
nichtjuristischen Medien sehr oft 
missverständlich oder gar falsch.

Das führt zu der Frage: Wie funk-
tioniert Recht?

Grundlegend ist die Unterschei-
dung zwischen  Normen einerseits 
und  Sachverhalten andererseits.

Normen (Regeln, Vorschriften) 
sind allgemein gehalten und ent-
halten u.a. Gebote und Verbote. 
Sie sind von einem Normgeber 
im vorhinein für die Zukunft und 
für eine unbestimmte Vielzahl von 
Sachverhalten gesetzt (daher auch: 
„Gesetz“).

Sachverhalte sind hingegen ganz 
konkret: Das Geschehen, das sich 
zu einem bestimmten Zeitpunkt 
und an einem bestimmten Ort 
zugetragen hat, bildet einen Sach-
verhalt.

Normen haben einen Geltungs-
anspruch; sie sollen auf mög-
lichst jeden Sachverhalt der darin 
benannten Art angewendet wer-
den. (Rechts-) Normen beinhalten 
zwar Recht, ohne Rechtsanwen-
dung stehen sie aber „bloß auf dem 
Papier“. Das bringt Schwierig-
keiten mit sich: Hat niemand den 
Sachverhalt bemerkt, bleibt jede 
Rechtsanwendung aus. Beispiel: 
Hat niemand den Rotlichtverstoß 
nachts um drei Uhr gesehen, wird 
er nicht geahndet. Hat aber jemand 
den Sachverhalt bemerkt, muss 
für diesen konkreten Sachverhalt 
das Recht noch gefunden werden; 
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hier fängt die eigentliche Rechts-
anwendung an. Der Polizist, der 
Unfallgegner, man selbst und spä-
ter das Gericht prüfen: Passt die 
Norm auf den Sachverhalt? Oder 
umgekehrt: Ist dieser Sachverhalt 
in der Norm benannt? Bei dieser 
Prüfung gibt es wiederum zwei 
Arten von Schwierigkeiten: Ers-
tens die des Beweises; vor Gericht 
wird sehr oft darum gestritten, ob 
sich der Sachverhalt wirklich so 
zugetragen hat, wie die eine Sei-
te behauptet. Ist aber der Sachver-
halt unstreitig oder steht er durch 
gerichtliche Entscheidung fest, 
gehen die Schwierigkeiten wei-
ter: Gerade weil die Norm sehr 
allgemein formuliert ist, sind sich 
z.B. Polizist und Verkehrsteilneh-
mer uneinig darüber, ob sie auf 
den Sachverhalt anwendbar ist. 
Beide Seiten legen die Norm ver-
schieden aus. Zwei Beispiele sol-
len das verdeutlichen: Eine rote 
Ampel bedeutet nach § 37 StVO 
„Halt vor der Kreuzung“. Da Rad-
fahrerampeln zumeist keine Gelb-
phase haben und nur Rot oder Grün 
zeigen, kommt es notwendigerwei-
se immer wieder vor, dass Radfah-
rer bei Rot noch über die Kreu-
zung fahren. Rot kann sinnvoll 
also nur bedeuten: „Halt vor der 
Kreuzung, wenn das noch mög-
lich ist“. Je nach Geschwindigkeit 
kann bzgl. der ersten Sekunden 
der Rotphase Streit darüber ent-
stehen, ob ein Halt noch möglich 

war oder nicht und damit auch, ob 
das Verhalten als Rotlichtverstoß 
zu ahnden ist oder nicht. Ein eben-
so deutliches Beispiel ist die  Rad-
wegebenutzungspflicht. Die Rad-
fahrer müssen Radwege benutzen, 
wenn dies für die jeweilige Fahrt-
richtung „durch Zeichen 237, 240 
oder 241 angeordnet ist“, heißt es 
u.a. in § 2 StVO. Vom konkreten 
Zustand des Radweges steht nichts 
in der StVO. So gibt es immer 
wieder Polizisten, die im Winter 
Radfahrer unter Verweis auf diese 
Norm verwarnen, weil diese den 
schnee- oder eisglatten Radweg 
für nicht benutzbar halten und auf 
der Fahrbahn fahren. Tatsächlich 
ist die Rechtsprechung sich einig, 
dass sich die Radwegebenutzungs-
pflicht trotz ihrer weiten Formulie-
rung nur auf zumutbare Radwege 
bezieht. War der Zustand des Rad-
weges noch zumutbar oder nicht, 
wird sich der Rechtsanwender fra-
gen müssen.

Hier kommt es auf Argumente 
an. Dem Polizisten und auch spä-
ter dem Gericht gegenüber kommt 
in dieser Situation den irgendwo 
gefundenen Urteilen für die eigene 
Rechtsfrage nur ein zweitrangiger 
Wert zu. Gleiches gilt für die ver-
meintliche Rechtsautorität bekann-
ter Wissenschaftler. Viel wichtiger 
ist es, überzeugend zu argumen-
tieren, warum das Gesetz so und 
nicht anders auszulegen ist. Denn 
es gilt in dieser eigenen Sache nicht 
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das Urteil XYZ, sondern nur das 
Gesetz. Allerdings sollte es den 
Rechtsanwender nachdenklich 
stimmen, dass „alle anderen“ oder 

auch nur ein Urteil eines Ober-
gerichts eine Frage so und nicht 
anders gesehen und beantwortet 
haben. ♦
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Verkehrsregeln

 ❑ Grundregeln (§ 1 StVO) 

Alle Radfahrer und Radfahrerin-
nen, die sich in unterschiedlicher 
Weise am Verkehr beteiligen, sol-
len dies sicher und angstfrei tun 
können. Damit das klappt, muss 
der Radfahrer, wie jeder andere 
Teilnehmer am Straßenverkehr, die 
Verkehrsregeln einhalten. Nach der  
Grundregel des § 1 Abs. 1 StVO er-
fordert die Teilnahme am Straßen-
verkehr  ständige Vorsicht und  ge-
genseitige Rücksicht. Nach Abs. 2 
hat sich auch der Radfahrer so zu 
verhalten, dass kein anderer ge-
schädigt, gefährdet oder mehr als 
nach den Umständen unvermeid-
bar, behindert oder belästigt wird. 
Das bedeutet, dass Sicherheit stets 
vorgeht.  Eigene Wünsche treten 
ihr gegenüber stets zurück. Was der 
Radfahrer insbesondere von den 
Autofahrern erwartet, schuldet er 
selbst auch allen anderen Verkehrs-
teilnehmern. Auch  Rechthaberei, 
das Erzwingen einer Befugnis und  
belehrendes Verhalten widerspre-
chen dem  Rücksichtnahmegebot.

Vorausgesetzt werden also auf-
merksame Verkehrs- und Fahr-

bahnbeobachtung (OLG Koblenz, 
MDR 2013, 335) und in der Regel  
beidhändige Lenkung. Ablenkung 
durch  lebhaftes Gespräch,  Gesti-
kulieren,  Walkman oder anderes 
sind daher zu vermeiden.

Die Regeln der StVO erfassen 
den gesamten Verkehr im  öffent-
lichen Straßenraum. Dazu gehören 
alle Flächen, die der Allgemeinheit 
(und nicht nur einem geschlosse-
nem Benutzerkreis) zu Verkehrs-
zwecken offenstehen. Vorausset-
zung ist also nur die ausdrückliche 
oder stillschweigende Freigabe des 
Berechtigten. Wer Eigentümer der 
Fläche ist, ist hingegen egal (LG 
Dessau-Roßlau, NJW-RR 2012, 
1306). An die Regeln muss man 
sich also auch auf dem Parkplatz 
am  Supermarkt und auf  privaten 
Plätzen, Wegen und Zufahrten und 
auf Feld- und Waldwegen halten.

Für den Verkehr außerhalb dieser 
öffentlichen Flächen gilt die StVO 
nicht, sondern eine allgemeine 
Pflicht zu verkehrsüblicher Sorg-
falt. Ihr Inhalt ist in weiten Teilen 
mit der Grundregel des § 1 StVO 
identisch, ohne allerdings konkret 
normiert zu sein.

Die  allgemeine Sorgfaltsnorm 
aus § 1 Abs. 2 StVO wird an ver-
schiedenen Stellen der StVO für 
bestimmte Verkehrsvorgänge kon-
kretisiert. Diese  Gefährdungsaus-
schlussgebote stellen hohe  Anfor-
derungen an den Verkehrsteilneh-
mer. Wohl deshalb wird von inte-
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ressierter Seite behauptet, die-
se Normen würden dem Kraft-
fahrer Unmögliches abverlan-
gen, die Normen seien deshalb 
schlicht nichtig oder jedenfalls 
den Bedürfnissen der Kraftfah-
rer anzupassen (vgl. Greger, 
NJW 1992, 3267-3274). Nicht-
motorisierte Verkehrsteilneh-
mer sollen offenbar auch recht-
lich betrachtet wieder zum  Frei-
wild werden. Der Radfahrer 
muss wissen, dass er bei jedem 
verkehrsrechtlichen Konflikt an 
einen Richter mit solchen Auf-
fassungen geraten kann.

 ❑ Straßenbenutzung 
(§ 2 StVO)

Die Straßenbenutzungsvorschrift 
enthält mehrere sich überschnei-
dende Regelungsbereiche: das Ge-
bot, die Fahrbahn zu benutzen, sie 
rechts zu benutzen, hintereinan-
der zu fahren und unter bestimm-
ten Umständen Sonderwege zu 
benutzen.

Fahrbahnbenutzung und 
Rechtsfahrgebot

Nach § 2 Absatz 1 der StVO müs-
sen Fahrzeuge die Fahrbahn be-
nutzen, auf dem Gehweg hat der 
Radfahrer also nichts zu suchen. 
Radfahren auf Gehwegen kann 
grob verkehrswidrig und rück-
sichtslos sein (OLG Düsseldorf, 
VersR 1978, 768; OLG Hamm, 

VersR 1987, 1246; OLG Karls-
ruhe, NZV 1991, 154; AG Darm-
stadt, NZV 1992, 369; LG Erfurt, 
NZV 2007, 522).

An dieser Stelle ist die Frage 
aufzuwerfen:  Was ist überhaupt 
„Radfahren“? Diese Tätigkeit 
und das  Fahrrad als Verkehrsmit-
tel sind nur schwer zu definieren. 
Fährt jemand Rad, der sein Fahr-
rad nicht mit den Pedalen antreibt, 
sondern als  Roller benutzt? Wegen 
des hohen Tempos wird der davon 
belästigte Fußgänger die Frage 
bejahen. Dass das Tempo aber 
kein Kriterium für die Beantwor-
tung der Frage sein darf, zeigt 
schon § 24 StVO, der  Roller ganz 
deutlich von Fahrrädern scheidet. 
Radfahrer soll nach einer älteren 
Gerichtsentscheidung auch sein, 
wer auf dem Fahrrad sitzt und es 
lenkt, sich jedoch  schieben lässt, 
ohne die Tretteile zu benutzen 
(OLG Celle, VRS 25, 471). Das 
Lenken sei das entscheidende Kri-
terium, wird in dieser Entschei-
dung ausgeführt. In der Umgangs-
sprache wird unter dem Radfahrer 
wohl jemand verstanden, der ein 
zur Ortsveränderung durch Tret-
bewegungen bestimmtes, nicht an 
Schienen gebundenes zwei- oder 
mehrrädriges Landfahrzeug ohne 
Motorkraft fortbewegt. Auch das 
Rollenlassen mittels Freilauf nach 
dem Treten wird noch als Radfah-
ren zu verstehen sein, vielleicht 
auch das Bergabrollenlassen ohne 
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die Antriebseinrichtung des Rades 
zu nutzen (vgl. die Argumente des 
BayObLG, NJW 1959, 111: Die 
Gefahr für die übrigen Verkehrs-
teilnehmer sei die Gleiche).

Eine internationale Übereinkunft 
versteht unter „Fahrrad“ „jedes 
Fahrzeug mit wenigstens zwei 
Rädern, das ausschließlich durch 
die  Muskelkraft auf ihm befind-
licher Personen, insbesondere mit 
Hilfe von  Pedalen oder  Handkur-
beln, angetrieben wird“ (Gesetz 
zu den Übereinkommen über den 
Straßenverkehr, BGBl II 1977, 
S. 809 (813)). Diese Begriffsbe-
stimmung gilt zwar nur für dieses 
Übereinkommen und nicht etwa 
für die StVO (OLG Dresden, NJW 
2005, 452), verschiedene Gerich-
te übernehmen sie jedoch für die 
StVO (VGH Baden-Württemberg, 
VerkMitt 2001, 13; BVerwG, NZV 
2001, 493). Danach dürfte derje-
nige, der sein Rad als Tret- Rol-
ler benutzt, kein Radfahrer sein, 
weil er sich bei dieser Fortbewe-
gungsart nicht auf dem Rad befin-
det. Aber auch derjenige, der sich 
auf dem Rad sitzend  schieben 
lässt, ist danach kein Radfahrer: 
Seine Muskelkraft trägt nicht zur 
Fortbewegung bei. Auch der Faul-
pelz, der hinten auf dem  Tandem 
die Füße hochlegt, ist danach kein 
Radfahrer (der Sozius kann aber 
allgemeine Verkehrsteilnehmer-
pflichten haben, vgl. BGH, VRS 
7, 68; BayOblG, VerkMitt 1964, 

5). Und der fleißig mittretende Sto-
ker auf dem  Tandem ist wieder-
um kein Fahrzeugführer, weil er 
weder Lenker noch Bremsen hat 
und damit keine Gelegenheit, das 
Fahrzeug zu „führen“: Nach der 
Rechtsprechung kann nur derje-
nige Führer eines Fahrzeugs sein, 
der selbst alle oder mindestens 
einen wesentlichen Teil der tech-
nischen Einrichtungen des Fahr-
zeugs bedient, die für seine Fort-
bewegung und Lenkung bestimmt 
sind (OLG Dresden, NJW 2006, 
1013 zu einem stark alkoholisier-
ten Fahrlehrer, der seine Pedale für 
Gas, Bremse und Kupplung nicht 
benutzte und die Fahrt nur durch 
Anweisungen an die Fahrschüle-
rin lenkte). Nur unter engen Vor-
aussetzungen können bei einer 
Aufgabenteilung zwischen den 
Fahrzeuginsassen beide als Fahr-
zeugführer anzusehen sein (BGH, 
NJW 1990, 1245 für die Fah-
rer von schleppendem und abge-
schlepptem Kfz). Entscheidend 
sei, ob die übernommenen Funkti-
onen eigenverantwortlich, nämlich 
innerhalb eines vorhandenen Ent-
scheidungsspielraums, ausgeführt 
werden oder in Form eines bloßen 
Hilfsdienstes (BGH, NJW 1990, 
1245). Dass Soziusfahrer durch 
aktive Mitarbeit beim Kurvenfah-
ren zur Sicherheit des Zweirades 
beitragen müssen, ist an diesem 
Maßstab gemessen keine eigen-
verantwortliche Übernahme einer 
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notwendigen Teilfunktion (BGH, 
NJW 1990, 1245).

 Liegeradfahrer sind Radfah-
rer im Sinne der StVO (BVerwG, 
NZV 2001, 493).

Ob jemand als Fahrradfahrer 
anzusehen ist, wird unter Berück-
sichtigung dieser Aspekte und 
nach Sinn und Zweck der jewei-
lig zu benutzenden Norm zu 
beantworten sein. Wer sein Rad  
schiebt, ist Fußgänger (BGH, Ver-
kMitt1963, 3; BayObLG, VRS 25, 
452; OLG Bamberg, NJW 2012, 
1820).

Radfahrer müssen von zwei Fahr-
bahnen die rechte benutzen. Es ist 
möglichst weit rechts zu fahren, 
insbesondere bei  Gegenverkehr, 
beim  Überholtwerden, an  Kup-
pen, in  Kurven oder  an unüber-
sichtlichen Stellen. Dieses Gebot 
ist vom Gesetzgeber vielleicht in 
erster Linie geschaffen worden, 
um die  Schnelligkeit des Kraft-
fahrzeugverkehrs zu erhöhen und 
die Radfahrer abzudrängen. Das 
Gebot liegt aber ─ wenn es nicht 
überspannt wird ─ durchaus auch 
im eigenen Interesse des Radfah-
rers, da er zu den  Langsamfah-
rern gehört. Aus Angst um sein 
Leben wird er sich nahezu immer 
von allein daran halten. Folge-
richtig sind die Worte „möglichst 
weit rechts“ nach der Begründung 
des Bundesverkehrsministers zur 
StVO und nach ständiger Recht-
sprechung „nicht starr“ (BGH, 

NZV 1996, 444; OLG Düsseldorf, 
NZV 1997, 321).

Es stellt sich also die Frage,  wie 
weit rechts denn rechts ist. Ein 
starres Maß für jeden Radverkehr 
sieht die Rechtsordnung nicht vor. 
Das  Rechtsfahrgebot wird von der 
Rechtsprechung denn auch groß-
zügig im Sinne eines verkehrsge-
rechten Verhaltens ausgelegt (OLG 
Köln, VRS 26, 133). Der Verkehrs-
teilnehmer hat einen gewissen 
Beurteilungsfreiraum, solange er 
sich so weit rechts hält, wie es im 
konkreten Fall im Straßenverkehr 
„vernünftig“ ist (BGH, NZV 1996, 
444). Bei der Auslegung sind unter 
anderem die jeweilige Örtlichkeit, 
die Fahrbahnart und -beschaffen-
heit, die Verkehrslage, die eige-
ne Geschwindigkeit des Radfah-
rers und die der Kraftfahrer und 
die Sicht zu berücksichtigen (OLG 
Zweibrücken, VRS 74, 420; BGH, 
NJW 1996, 3003 (3004); OLG 
Hamm, DAR 2000, 265). Ersicht-
lich ist das Sicherheitsinteresse auf 
einer hochbelasteten und schnell 
befahrenen Hauptverkehrsstraße 
ein anderes als auf einer gering 
belasteten und langsam befahre-
nen innerörtlichen Straße.

Als noch zulässig wird oft ein   
Abstand von 0,8 bis 1 m zum 
Fahrbahnrand angesehen (BGH, 
VersR 1964, 653). Doch erwei-
tert sich der zulässige Abstand bei  
Straßenbahnschienen, bei hohen  
Bordsteinen (BGH, VersR 1955, 
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764), tiefen  Gullydeckeln (KG, 
MDR 1999, 865), bei gefährli-
chem  Kopfsteinpflaster, und ande-
ren  Hindernissen, denen aufgrund 
der  Instabilität des Rades und den 
damit einhergehenden unvermeid-
baren  Schwankungen nicht anders 
ausgewichen werden kann. Da der 
Radfahrer bei erkennbaren Gefah-
renquellen im Falle des Sturzes 
unter Umständen selbst und allein 
für seinen Schaden aufkommen 
muss (OLG Stuttgart, VersR 2003, 
876:  Gullydeckel), ist auch drin-
gend anzuraten, solche Hindernis-
se mit hinreichendem Abstand zu 
umfahren. Ein straßenverkehrs-
rechtlicher Vorwurf kann daraus 
nicht gemacht werden.

Wie weit rechts „rechts“ ist, 
be stimmt sich auch nach der  
Abgrenzung der Fahrbahn nach 
rechts. Fährt der Radfahrer neben 
einem  Parkstreifen, auf dem die 
Kraftfahrzeuge in Längsrichtung 
stehen, muss er der Lebenserfah-
rung nach jederzeit mit sich  öff-
nenden  Türen rechnen und darf 
daher weiter links fahren. Das 
Bundesministerium für Verkehr 
empfiehlt für solche Situationen 
ausdrücklich, mindestens einen 
Meter Sicherheitsabstand von den 
parkenden Fahrzeugen einzuhal-
ten. Da dem Radfahrer in Einzel-
fällen sogar eine Mitschuld am 
Unfall durch Türöffnen angerech-
net werden kann (OLG Oldenburg, 
VersR 1963, 490; KG, VersR 1972, 

1143; vgl. OLG Bremen, MDR 
2008, 1096; OLG Jena, NJW-RR 
2009, 1248; BGH, NZV 2010, 24; 
KG, DAR 11/2011, IV), sollte er 
das auch tunlichst einhalten. Ste-
hen die parkenden Kraftfahrzeu-
ge schräg zur Fahrbahn, ist mit 
schnellem und unachtsamem  Aus-
parken zu rechnen und gleichfalls 
ein genügender Sicherheitsabstand 
erlaubt – auch wenn dann nicht 
mehr  scharf rechts gefahren wird.

Befindet sich ein Gehweg neben 
der Fahrbahn, hat der Seitenab-
stand in der Regel etwa 1 m zu 
betragen, bei lebhaftem Fußgän-
gerverkehr ist ein noch größerer 
Abstand zum Gehweg geboten 
(OLG München, VRS 65, 331; 
OLG Düsseldorf, NZV 1992, 232). 
Kann man den Gehweg zum Bei-
spiel wegen eines dort stehenden 
Baugerüstes nicht einsehen und 
muss man damit rechnen, dass von 
dorther Fußgänger auf die Fahr-
bahn treten, um sich über die Ver-
kehrslage zu orientieren, darf man 
auch deutlich größeren Abstand 
vom rechten Fahrbahnrand als 
normal halten (OLG Köln, VRS 
26, 133).

Auch wenn es Grundstückszu-
fahrten oder Einmündungen gibt, 
soll sich aus § 1 StVO ergeben, 
dass ein gehöriger Abstand zum 
rechten Fahrbahnrand gehalten 
werden muss. Denn an solchen 
Stellen muss man damit rechnen, 
dass andere Verkehrsteilnehmer 
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von der Seite her in den Fahrbahn-
raum eindringen, sei es zur not-
wendigen Sichtgewinnung oder 
weil sie aus Unaufmerksamkeit die 
Fahrbahnbegrenzung nicht genau 
einhalten. Hält man dort nicht 
mindestens einen halben Meter 
Abstand zum rechten Fahrbahn-
rand, kann darin eine Mit- oder 
Alleinschuld am Unfall gesehen 
werden (OLG München, VersR 
1974, 676).

Parken am rechten Fahrbahn-
rand in unregelmäßigen Abstän-
den Fahrzeuge, wird der Radfah-
rer durch eine angemessene Aus-
legung des Rechtsfahrgebotes auch 
nicht zu einer gefährlichen  Sla-
lomroute gezwungen. Für solche 
Fälle empfiehlt mittlerweile sogar 
die Polizei, nicht in jede Parklü-
cke auszuschwenken, sondern mit 
einer weitgehend geraden Route 
im Blickfeld der nachfolgenden 
Kraftfahrer zu verbleiben. Auch 
beim Überholen von in Abständen 
fahrenden Fahrzeugen kann vom 
Fahrzeugführer nicht verlangt wer-
den, dass er schlangenlinienartig 
fährt, um dem Gebot des Rechts-
fahrens zu genügen (vgl. BGH, 
VRS 6, 200; BayObLG, VRS 27, 
227). Auch wenn sich am Fahr-
bahnrand Fußgänger befinden, ist 
es verkehrsgerecht, die Fahrlinie 
gleichmäßig beizubehalten und 
keine  Schlangenlinien zu fahren.

Liegt neben der Fahrbahn etwas 
tiefer ein Bankett, hat der Radfah-

rer das Recht und die Pflicht, nur 
die eigentliche Fahrbahn zu benut-
zen. Dem Rechtsfahrgebot wird 
genügt, wenn die eigentliche Fahr-
bahn in einem Abstand zur Kan-
te befahren wird, der unter Einbe-
ziehung der normalen Fahrradpen-
delbewegungen ein sicheres Ver-
bleiben auf der Fahrbahn erlaubt. 
Dies gilt auch im Fall des Über-
holtwerdens durch Kfz und auch 
bei gleichzeitigem Gegenverkehr 
(OLG Hamm, VersR 1983, 466 zu 
einer  Fahrbahnkante von 6 cm). 
Ein Radfahrer dürfe darauf ver-
trauen, dass der ihn überholende 
Kraftfahrer seiner Verpflichtung, 
einen hinreichenden Sicherheits-
abstand zu halten, nachkommt 
und nötigenfalls den Überholvor-
gang zurückstellt, so das Gericht. 
Das  Scharf-rechts-fahren sollte 
man daher auch aus diesem Grun-
de vermeiden.

Selbst Kraftfahrern wird durch 
das Rechtsfahrgebot nicht abver-
langt, dass sie sich „kaum zu 
bewältigenden Anforderungen 
in rein fahrtechnischer Hinsicht“ 
ausgesetzt sehen (OLG Zwei-
brücken, NZV 1988, 22). Um so 
mehr gilt für Radfahrer, dass sie 
einen Abstand zum Fahrbahnrand 
halten dürfen, der ihrer unver-
meidlich schwankenden Fahrspur 
gerecht wird (BGH, VersR 1964, 
653). Bietet die Abgrenzung der 
Fahrbahn nach rechts aber kei-
nen Grund für einen größeren 
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Abstand zum Fahrbahnrand, darf 
der Abstand auch in Zentimetern 
gemessen nicht gar zu groß sein: 
Liegt neben der nur 4,70 m brei-
ten Fahrbahn einer kurvenreichen 
Bundesstraße ein 1,90 m breiter 
befestigter Seitenstreifen, soll ein 
Abstand von 1,40 m zum rech-
ten Fahrbahnrand zu weit links 
sein (BGH, VersR 1967, 880). Ist 
die Fahrbahn hingegen von einem 
Bordstein begrenzt, so darf und 
muss der Radfahrer darauf ach-
ten, dass er sich diesem beim Tre-
ten mit seinem Fuß oder dem Pedal 
nicht zu sehr nähert und seine 
Fahrlinie entsprechend weit davon 
absetzen (BGH, VRS 18, 203).

Auch die   Witterung hat Ein-
fluss darauf, wieweit rechts gefah-
ren werden muss.  Pfützen darf 
mit ruhigem Gewissen ausgewi-
chen werden, denn es droht bei 
ihnen nicht nur eine  Fußdusche, 
sondern auch  verborgene Schlag-
löcher,  Kanaldeckel und andere 
Unebenheiten weit unangenehme-
ren Ausmaßes. Bei  Fahrbahn glät-
te und insbesondere bei nur schwer 
befahrbarem  Schneematsch darf 
mehr Abstand gehalten werden zu 
anderen Verkehrsteilnehmern, par-
kenden Autos und auch zum Stra-
ßenrand (KG, MDR 1999, 865).

Gelegentlich wird behauptet, 
jedenfalls  scharf rechts sei aber 
bei schlechten  Sichtverhältnis-
sen zu fahren. Dieses Gebot kennt 
die Rechtsordnung nicht; denn es 

wäre unzumutbar, den Radfahrer 
mit hoher Wahrscheinlichkeit in 
die  Straßenbahnschienen zu schi-
cken oder in Gefahren und Hin-
dernisse im Bereich des rechten 
Fahrbahnrandes, statt den mög-
lichen Überholer weniger Platz 
als erwartet vorfinden zu lassen. 
Selbst bei  Dunkelheit und  Regen 
auf einer stark befahrenen Straße 
innerorts wurde schon von der älte-
ren Rechtsprechung ein Abstand 
von bis zu 1 m für rechtens erklärt 
(OLG Saarbrücken, VerkMitt 1980, 
40). Auch der Bundesgerichts-
hof betont, gerade im Hinblick 
auf Dunkelheit sei es verkehrsge-
recht und entspreche dem Rechts-
fahrgebot, einen angemessenen 
Sicherheitsabstand vom rechten 
Fahrbahnrand einzuhalten (BGH, 
VersR 1964, 653: ca. 80 cm; BGH, 
VRS 27, 335: ohne Zentimeteran-
gaben). Denn in der Dunkelheit 
könne Radfahrern nicht zugemu-
tet werden, dicht am Fahrbahn-
rand zu fahren oder gar darauf. 
Bei schlecht erkennbarer rechter 
Fahrbahnbegrenzung und Nebel 
darf auch ein wesentlich größerer 
Abstand als 1 m zum rechten Fahr-
bahnrand gehalten werden (BayO-
bLG, VRS 62, 377).

Ein besonderes Problem besteht 
bei schnell befahrenen innerörtli-
chen (meist  vierspurigen) Straßen 
ohne Radweg. Die äußere Fahr-
spur ist regelmäßig zu schmal, als 
dass ein Kfz den äußerst rechts 
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fahrenden Radfahrer unter Ein-
haltung des  Sicherheitsabstandes 
überholen könnte, ohne auf die 
mittlere Fahrspur auszuweichen. 
Gleichwohl werden der Erfahrung 
nach gerade ganz rechts fahren-
de Radfahrer auf solchen Straßen 
zweispurig von Autos überholt, 
wobei ─ zur Mitte ist ja meist kein 
Platz und außerdem das kostbare 
Blech gefährdet ─ der  Überhol-
vorgang ohne Verminderung der 
Geschwindigkeit allein zu Lasten 
des Abstandes zum Radfahrer vor-
genommen wird.  Abstände von 
Handbreite sind leider keine Sel-
tenheit. Selbst bei Tempo 50 ent-
stehen so außerordentlich gefährli-
che Situationen für den Radfahrer 
─ bei auf solchen Strecken übli-
chen Geschwindigkeitsübertretun-
gen erst recht. Hier kann zum eige-
nen Schutz nur empfohlen wer-
den, in der  Mitte der rechten Spur 
zu fahren. Ein Verstoß gegen das 
Rechtsfahrgebot liegt hierin nicht, 
denn dieses verletzt nur, wer sich 
ohne vernünftigen Grund nicht 
auf seiner Seite rechts hält. Der  
Schutz des eigenen Lebens ─ und 
anders ist hier kein Schutz möglich 
─ ist aber allemal ein vernünftiger 
Grund. Das genannte Vorgehen 
trägt dem Radfahrer allerdings oft 
wütendes  Hupen und gelegentlich 
ein „ Schneiden“ nach dem Über-
holvorgang ein. Der Überholvor-
gang kann vom Kfz so aber nur 
unter Inanspruchnahme der mitt-

leren Spur erfolgen, das gefährli-
che „ Vorbeiquetschen“ ist nicht 
möglich.

Das Rechtsfahrgebot gilt auch 
im einspurigen  Kreisverkehr 
(OLG Hamm, NZV 2004, 574). 
Auch hier muss jedoch niemand 
so  scharf rechts am Bordstein fah-
ren, dass der nachfolgende Kraft-
verkehr zum Überholen innerhalb 
des Kreises verlockt wird: Ohne 
Missachtung des notwendigen 
seitlichen Überholabstandes wird 
das kaum jemals möglich sein und 
deshalb fehlt es an der Behinde-
rung des nachfolgenden Verkehrs, 
wenn man so fährt, dass man erst 
gar nicht überholt werden kann.

Übrigens hat der Radfahrer nicht 
nur die Pflicht, möglichst weit 
rechts zu fahren, er hat bei einem 
unmittelbar neben der Fahrbahn 
verlaufenden Gehweg gegenüber 
dessen Benutzern aus § 1 StVO 
auch die Pflicht, einen  Sicherheits-
abstand einzuhalten. Diese Pflicht 
verbietet es in entsprechenden Fäl-
len, sehr  scharf rechts zu fahren. 
Der BGH sieht diese Pflicht bei 
einem Abstand von 75 bis 80 cm 
als in aller Regel erfüllt an (BGH, 
DAR 1957, 211). Einen geringe-
ren  Abstand kann das Rechtsfahr-
gebot dem Radfahrer in diesen Fäl-
len also nicht abverlangen.

Einordnungsspuren
Einordnungsspuren dürfen zum 
Abbiegen ohne weiteres benutzt 
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werden, auch wenn der weiter-
führende Radweg dafür verlassen 
wird. Die Regelung über das Ab-
biegen (§ 9 StVO) geht dem Rad-
wegebenutzungsgebot vor. Eine 
Ausnahme davon gilt, wenn die  
Radverkehrsführung eindeutig das  
indirekte  Linksabbiegen erzwingt 
(§ 9 Abs. 2 S. 3 StVO).

Zu den  Radverkehrsführungen 
gehören nach der Verwaltungsvor-
schrift zur StVO nur Markierun-
gen auf dem Boden, die die Lini-
enführung eines Radweges über 
Kreuzungen und Einmündungen 
hinwegführen. Bloße Wegweiser 
und Vorwegweiser als Schild (Ver-
kehrszeichen 442) gehören nicht 
zu den Radverkehrsführungen. Sie 
ziehen keinerlei Verhaltenspflicht 
für Radfahrer nach sich.

Hintereinander fahren
Radfahrer müssen nach der drin-
gend reformbedürftigen Vorschrift 
des § 2 Abs. 4 StVO einzeln hin-
tereinander fahren.  Nebeneinan-
der dürfen sie nur fahren, wenn 
dadurch der Verkehr nicht behin-
dert wird und in  Fahrradstraßen 
uneingeschränkt. Die Begründung 
des Bundesverkehrsministers zur 
StVO erläutert unter Bezugnahme 
auf die Sondervorschriften für das 
Fahren in  geschlossenen  Verbän-
den (die auch nur das „ zu zweit 
nebeneinander“ erlauben), dass das  
Nebeneinanderfahren schon dann 
verboten ist, wenn dadurch der üb-

rige Verkehr auch nur behindert 
wird. Eine  Behinderung wird teil-
weise schon dann gesehen, wenn 
durch das Nebeneinanderfahren 
das  Überholen oder  Ausweichen 
erschwert wird (BayObLG, NJW 
1955, 1767). Beschämend wirkt es, 
sehen zu müssen, wie ganze Fami-
lien (und andere Gruppen) einzeln 
hintereinander herfahren müssen, 
doch die StVO will es seit 1937 so 
und die Vorschrift atmet bis heute 
den Geist der damaligen Zeit unbe-
dingter Automobilförderung.

Das Problem lässt sich jedoch 
auch bei der geltenden Rechtsla-
ge lösen. Danach ist das Neben-
einanderfahren auf den meisten 
Straßen zu den meisten Zeiten 
erlaubt. Denn die meisten Straßen 
sind zu schmal, als dass ein kor-
rekt fahrender Autofahrer auch nur 
einen einzelnen Radfahrer überho-
len dürfte: Der erlaubte  Abstand 
des Radfahrers zum Fahrbahn-
rand plus die Breite des Radfah-
rers plus den  Mindestseitenab-
stand ergibt zumeist mehr als 3 m. 
Für den Überholvorgang ist darü-
ber hinaus die Breite des überho-
lenden Autos nötig (meist etwa 
1,7 m). In der Summe werden also 
mindestens 4,5 bis 5,5 m Straßen-
breite benötigt. Breiter als 3,5 m 
sind aber nur wenige Fahrspuren. 
Die  Inanspruchnahme des zweiten 
Fahrstreifens durch den Autofah-
rer zum Überholen ist also zumeist 
unabdingbar (Berechnungen auch 
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bei BayVGH, VRS 117, 360). Ist 
diese aber gefahrlos möglich, ist 
schon begrifflich die  Behinderung 
durch die nebeneinanderfahrenden 
Radfahrer ausgeschlossen. Kann 
wegen des  Gegenverkehrs nicht 
überholt werden, fehlt es auch an 
der Behinderung durch die Rad-
fahrer (BayVGH, VRS 117, 360).

Die hier skizzierte Auslegung 
ist vor Gericht aber noch die Aus-
nahme und keineswegs allgemei-
ne Erkenntnis. Hier wird oft schon 
der einzelne  Radfahrer als Behin-
derer des Kfz-Verkehrs angesehen 
und deshalb so weit als möglich 
ausgegrenzt. So erklärte das OLG 
Schleswig noch vor kurzem, Rad-
fahrer würden oftmals „nur als stö-
rende Hindernisse im frei fließen-
den Verkehr empfunden“ (OLG 
Schleswig, Urteil 7 U 11/12 vom 
05.06.2013). Es herrscht häufig 
noch ein Denken, das den Grund-
satz von der „ Sicherheit und 
Leichtigkeit des Verkehrs“ allein 
aus der  Windschutzscheiben-
perspektive und zur  Beschleuni-
gung des motorisierten Verkehrs 
betrachtet, obwohl dieser von der 
StVO dem nichtmotorisierten Ver-
kehr nicht per se bevorzugt wird.

Rechtsunsicherheit gibt es auch 
bei  Massenverkehr von Radfah-
rern. Tritt ein solcher bei  Betriebs-
schluss oder  Schichtwechsel eines 
größeren Betriebes auf und ist ein 
Hintereinanderfahren nicht mög-
lich, so sollte die Verwaltung jahr-

zehntelang nach der gültigen Ver-
waltungsvorschrift zu § 2 StVO 
darauf hinwirken, dass sich die 
Radfahrer möglichst gut in die 
Ordnung des Verkehrs einfügen. 
Diese Verwaltungsvorschrift wur-
de gestrichen, das Problem aber 
blieb. Unklar ist auch die Behand-
lung der geschlossenen  Verbän-
de. Während die Sonderregel des 
§ 27 Abs. 1 StVO  geschlossenen 
Verbänden das Nebeneinander-
fahren zu zweit ohne Einschrän-
kung erlaubt, will die Begründung 
des Bundesverkehrsministers zur 
StVO auch diesen das  Nebenein-
anderfahren verbieten, sobald eine 
Behinderung des übrigen Verkehrs 
eintritt.

Dass der  Massenverkehr von 
Radfahrern in vielen Städten und 
im Naherholungs- und Urlaubs-
verkehr schon längst zum norma-
len Alltag gehört, ignoriert die Vor-
schrift völlig. Warum ein allein im 
Auto sitzender Verkehrsteilneh-
mer mehr Breite des Straßenraums 
beanspruchen darf als zwei oder 
drei Radfahrer, bleibt ungeklärt. 
Auch die  Kommunikationsbedürf-
nisse werden ignoriert: Es ist völ-
lig unerklärlich, warum zwei Bür-
ger, die zusammen zu einem Ziel 
fahren, nur dann miteinander sol-
len reden dürfen, wenn sie im Auto 
nebeneinander sitzen. Nicht zuletzt 
werden mit dem Verbot des Neben-
einanderfahrens Sicherheitsaspek-
te völlig ignoriert. Denn Autofah-
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rer reagieren besser auf das sich 
breiter darstellende Bild zweier 
Radfahrer; das geltende Verbot för-
dert geradezu das Überholen unter 
Missachtung des notwendigen 
Sicherheitsabstandes und schafft 
damit erst unfallträchtige Situatio-
nen. Diese Aspekte ändern jedoch 
nichts an der derzeit (noch) gülti-
gen Rechtslage.

	Radwegebenutzungspflicht
Die allgemeine Radwegebenut-
zungspflicht ist zum 01.10.1998 
abgeschafft worden. Radfahrer 
müssen seither nur noch dann 
Radwege benutzen, wenn die je-
weilige Fahrtrichtung mit Zeichen 
237 (Radfahrer), 240 (Gemeinsa-
mer Fuß- und Radweg) oder 241 
(Getrennter Rad- und  Fußweg) 
gekennzeichnet ist. Andere rechte 
Radwege dürfen sie benutzen. Die 
frühere „ allgemeine Radwegebe-
nutzungspflicht“, die mancher Au-
tofahrer noch aus seiner Fahrschul-
zeit kennt (es gab sie ab 1976 im 
Interesse des schnellen Autover-
kehrs), ist seit dem 01.10.1998 im 
Interesse der Verkehrssicherheit 
abgeschafft. Sie hatte zunehmend 
zu Verletzten und Toten geführt.

Die StVO unterscheidet seit-
her zwischen benutzungspflichti-
gen und nicht-benutzungspflich-
tigen, anderen Radwegen. Rad-
wege, die sich in einem baulich 
unzureichenden Zustand befinden 
oder sonst nicht den Erfordernis-

sen des modernen Radverkehrs 
entsprechen, dürfen nach der Ver-
waltungsvorschrift zu § 2 StVO 
nicht mit den genannten Verkehrs-
zeichen beschildert werden und 
sind dann nicht mehr benutzungs-
pflichtig.

Die Benutzungspflicht eines mit 
Zeichen 237, 240 oder 241 gekenn-
zeichneten Radweges wirkt sich 
aber nur dann als Benutzungsver-
bot für eine daneben verlaufende 
Straße aus, wenn der Radweg die-
ser Straße baulich und straßenver-
kehrsrechtlich zuzuordnen ist. So 
hatte das OLG Hamm über einen 
Fall zu entscheiden, in dem ein 
benutzungspflichtig ausgeschil-
derter Radweg entlang einer Vor-
fahrtstraße verlief, an der Einmün-
dung einer untergeordneten Straße 
jedoch um „wenige Meter“   ver-
schwenkt war. Der Bordstein war 
erst an dieser versetzten Stelle für 
den Radverkehr abgeflacht. Auf 
Grund dieses „äußeren Geprä-
ges“ sei der Radweg nicht mehr 
der daneben verlaufenden Straße 
„zuzuordnen“, stellt das Gericht 
ausdrücklich fest (OLG Hamm, 
NZV 2000, 468). Die Verkehrs-
regelungen auf dem Radweg sind 
dann unabhängig von denen auf 
der parallel verlaufenden Straße. 
Der Radweg teilt in diesem Falle 
nicht das rechtliche Schicksal der 
Straße. Die auf dem an der Vor-
fahrtstraße entlangführenden Rad-
weg fahrenden Radfahrer sollten 
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nach Ansicht des Gerichts nicht 
an dem Vorfahrtrecht der Haupt-
straße teilnehmen. Handelt es sich 
bei dem ausgeschilderten Radweg 
aber um einen von der daneben-
liegenden Straße unabhängigen, 
ihr nicht zuzuordnenden, kann das 
an ihm aufgestellte Zeichen 237, 
240 oder 241 auch nicht zu einem 
Benutzungsverbot der Straße füh-
ren. Ob ein Radweg noch der dane-
ben verlaufenden Straße zuzuord-
nen ist, ist von Fall zu Fall zu ent-
scheiden und hängt ganz wesent-
lich von der Verkehrsfunktion ab. 
Wird dem straßenbegleitenden 
Radweg an Einmündungen die 
Vorfahrt gegenüber abfließendem 
und/oder zufließendem Kfz-Ver-
kehr genommen ─ etwa durch Vor-
fahrt-achten-Schilder ─ kann der 
Radweg nicht mehr der Vorfahrt-
straße zugeordnet werden.

Radwegschilder ordnen auch 
nur dann wirksam eine  Benut-
zungspflicht für den Radweg an, 
wenn sie deutlich sichtbar ange-
bracht worden sind und wenn sie 
nicht  nichtig sind. Vielfach sind 
sie jedoch nicht  sichtbar,  verdreht 
oder  unklar angebracht oder gar 
ihrem Inhalt nach nichtig. Dann 
brauchen sie nicht beachtet zu 
werden (vgl. das Kapitel zu Ver-
kehrszeichen und das Kapitel zu 
Vorschriftszeichen, Sonderwege, 
Zeichen 237).

Die  anderen Radwege bleiben 
ungeachtet der Regelung über die 

Benutzungspflicht weiterhin aus-
schließlich dem Radverkehr vor-
behalten. Es darf also nicht dar-
auf geparkt oder zu Fuß gegangen 
werden. Auch die  Verkehrssiche-
rungspflicht wird vom Wegfall der 
Benutzungspflicht nicht berührt. 
Damit wird dem Gedanken Rech-
nung getragen, dass es einem Teil 
der Radfahrer ─ insbesondere den 
weniger verkehrsgewandten ─ 
trotz der Mängel des Radweges 
vorteilhaft erscheinen mag, diesen 
─ freiwillig ─ zu benutzen.

Auch in Zukunft gilt auch für 
beschilderte und damit eigentlich 
benutzungspflichtige Radwege: 
Zugeparkte, mit  Hindernissen aller 
Art (z.B.  Mülltonnen,  Schuttcon-
tainer,  Sperrmüll, Falschparker: 
OLG Köln, VRS 73, 144 und OVG 
Hamburg, NZV 2001, 52) verstell-
te oder (z.B. zu  Marktzeiten) von  
Fußgängern „überlaufene“ Wege 
sind nicht benutzungspflichtig. Ein  
Ausweichen auf die Fahrbahn ist in 
solchen Fällen zulässig (ausführ-
lich: Kettler, NZV 2006, 347ff).

Auch fehlt es an der Benutzungs-
pflicht, wenn man den Radweg 
nicht erreichen kann (mit einer  
Rikscha, einem   Trike oder mit  
Anhänger einen dicht abge poller-
ten Radweg) oder wenn der  Rad-
weg zu  schmal für das Rad ( Rik-
scha, Trike, Rad mit Anhänger) ist. 
Das Fahrbahnnutzungsrecht einer 
Rikscha sei „unstreitig“, meint 
das OLG Dresden (OLG Dres-


